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Ein «sprachlicher Bruch»
Der Zürcher Entscheid, Frühfranzösisch zu streichen, entwickelt sich zu einem landesweiten Streit

ZENO GEISSELER

Der Entscheid des Zürcher Kantons-
parlaments, den Französisch-Unter-
richt in der Primarschule abzuschaffen,
stösst in der Westschweiz und in Bun-
desbern auf Kritik. Verschiedene West-
schweizer Medien schreiben von einer
«guerre des langues», also von einem
Krieg der Sprachen.

Die für die Sprachpolitik zuständige
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schnei-
der (SP) hat am Sonntag in einem
Interview mit den Tamedia-Zeitungen
etwas magistralere, aber nicht weniger
deutliche Worte gewählt. Was Zürich
getan habe, sei ein Affront. Die West-
schweizer verstünden nicht, warum
Zürich diesen Schritt plane. In der
Westschweiz gehe die Tendenz in die
entgegengesetzte Richtung; dort werde
die Zahl der Deutschstunden sogar er-
höht. Der Entscheid des Zürcher Kan-

tonsrats sei «eine Entwertung der Lan-
dessprachen und unserer Kultur», sagte
die Bundesrätin.

Mögliche Intervention Berns

Baume-Schneider drohte unverblümt
mit einer Intervention des Bundes.
«Der Bundesrat vertraut darauf, dass
die Kantone die Sprachenfrage selbst
regeln können. Aber wir wissen auch,
dass der Bund handeln muss, wenn
die Kantone das nicht hinbekommen»,
sagte sie.

Wenn sich abzeichne, dass Kantone
aus dem Harmos-Konkordat ausschei-
den würden, dann sei sie dafür, dass der
Bund handle und den Landessprachen-
Unterricht an der Primarschule vor-
schreibe. Sie werde das Thema noch
im September in den Bundesrat brin-
gen. Das Harmos-Konkordat ist eine
Vereinbarung der Kantone über die

Vereinheitlichung der obligatorischen
Schule; darin ist auch der Sprachunter-
richt geregelt.

Auf kantonaler Ebene werden
ebenfalls kritische Stimmen laut. Der
Zürcher Kantonsratspräsident Beat
Habegger (FDP) gab am Montag im
Parlament bekannt, dass eine Protest-
note aus dem Kanton Neuenburg ein-
gegangen sei. Der Neuenburger Grosse
Rat hatte am vergangenen Dienstag,
also einen Tag nach dem Zürcher Ent-
scheid, eine dringliche überparteiliche
Resolution überwiesen, welche die Ab-
schaffung des Frühfranzösisch im Kan-
ton Zürich kritisiert. Dies geht aus dem
Neuenburger Ratsprotokoll hervor.

«Konstruktiver Dialog»

Erstunterzeichner des Vorstosses ist
der Neuenburger FDP-Präsident Fran-
cis Krähenbühl. Er stellt sich damit

gegen seine freisinnigen Parteikolle-
gen in Zürich, welche die Verlegung des
Französischunterrichts in die Sekundar-
schule mitgetragen hatten.

In der Resolution heisst es, dass das
Neuenburger Parlament den Zürcher
Entscheid «zutiefst bedauert». Die Mit-
glieder des Parlaments fordern ihre
Zürcher Kollegen dazu auf, auf die Ab-
schaffung zurückzukommen. Ausser-
dem muss die Neuenburger Kantons-
regierung mit den Zürcher Behörden in
Kontakt treten und einen «konstrukti-
ven Dialog» eröffnen. Weiter wird ver-
langt, dass die Zürcher innert dreier
Monate zur Resolution aus Neuenburg
Stellung nehmen.

Verweis auf Mehrsprachigkeit

Die Einreicher der Resolution be-
gründen ihr Anliegen damit, dass die
Schweiz ein mehrsprachiges Land sei.
Der nationale Zusammenhalt beruhe
zu einem grossen Teil auf der gegen-
seitigen Kenntnis der Landessprachen

und der Fähigkeit der Sprachregio-
nen, miteinander zu kommunizieren.
Das frühe Erlernen einer Sprache er-
leichtere die Mobilität von Schülerin-
nen und Schülern und das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl. Zürich riskiere eine
«fracture linguistique», einen sprach-
lichen Bruch, zwischen der West- und
der Deutschschweiz.

Der Entscheid im Neuenburger Kan-
tonsparlament zur Überweisung der
Resolution fiel allerdings nicht einstim-
mig. Von den 99 Anwesenden stimm-
ten 15 Nein, 11 Abgeordnete enthielten
sich. Die ablehnenden Stimmen kamen
in erster Linie aus der SVP.

Der Kanton Zürich wird nicht nur
aus Neuenburg Post erhalten. Einen Tag
nach den Neuenburgern hat das juras-

sische Parlament einen ähnlichen Vor-
stoss überwiesen, und zwar einstimmig.
Eingereicht worden war die entspre-
chende Resolution auch dort von der
FDP. Irène Donzé, die Fraktionschefin
der Freisinnigen im jurassischen Parla-
ment, sagte, der Zürcher Entscheid sei
ein sprachlicher und ein gesellschaft-

licher Fehler. Es gehe beim frühen Ler-
nen einer Sprache nicht nur um linguis-
tische Kompetenzen, sondern auch um
eine kulturelle Öffnung, um die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und die
berufliche Mobilität.

Sie verstehe zwar die Bedenken,
etwa die Belastung der Schulkinder
oder die Verfügbarkeit von qualifi-
zierten Lehrkräften. Aber dafür gebe
es Lösungen. Man müsse die Lehrer-
ausbildung stärken und neue didak-
tische Ressourcen nutzen. Weiter for-
derte Donzé kurze Austausch- und
Immersionsprogramme. Zudem müsse
auch die jurassische Kantonsregierung
in Zürich vorstellig werden.

Weitere Vorstösse erwartet

Der jurassische Bildungsdirektor und
Regierungspräsident Martial Courtet
warnte vor übertriebenen Erwartungen
an solche Gespräche zwischen Regie-
rungsrat und Regierungsrat. Die Zür-
cher Bildungsdirektorin Silvia Steiner
(Mitte) habe sich im Parlament bereits
klar für die Beibehaltung des Frühfran-
zösisch ausgesprochen. Sie müsse nicht
überzeugt werden.

Die Westschweizer Schelte für Zürich
dürfte nach diesen ersten zwei Reaktio-
nen aus der Romandie noch nicht vor-
bei sein. Irène Donzé sagte im jurassi-
schen Parlament, dass in weiteren West-
schweizer Kantonen ähnliche Vorstösse
eingereicht würden.

Das Frühfranzösisch ist schon lange umstritten. In Zürich soll es nun abgeschafft werden. TIL BÜRGY / KEYSTONE

Fast 400 Millionen Franken für einen Sporttraum sorgen für Kritik
Das Sportzentrum Oerlikon ist wegen hoher Kosten und fragwürdiger Nachhaltigkeit umstritten – dennoch stimmen die meisten Parteien zu

OLIVER CAMENZIND

Zürich wird immer sportlicher. Der Be-
darf an entsprechender Infrastruktur
steigt. Allein die Zahl der Jugendlichen,
die in einem Verein Sport treiben, hat in
den vergangenen 15 Jahren um 60 Pro-
zent zugenommen. Deshalb soll beim
Hallenstadion ein grosszügiges Sport-
zentrum entstehen.

Nördlich der Wallisellenstrasse ist
ein Neubau vorgesehen, der ein um-
fangreiches sportliches Angebot beher-
bergen soll. Dazu gehören zwei Schul-
schwimmanlagen, zwei Eisflächen, ein
öffentliches Hallenbad mit Aussen-
bereich, Sprungturm und Wettkampf-
becken sowie eine Sauna. Ein Fussball-
platz kommt auf das Dach des Hauses,
zwei weitere sind vor dem Haus geplant.
Das Gebäude soll 2031 stehen.

Um beinahe 80 Prozent teurer

Südlich der Wallisellenstrasse sollen so-
dann das Hallenbad von 1978 und die
sechs Tennisplätze vier Kunstrasenplät-
zen, einem Beachvolleyball-Feld, einem
Allwetterplatz und einem Gebäude für
die Garderoben Platz machen. Diese
Bauten sollen 2033 fertiggestellt sein.
Die Eröffnung zusätzlicher Grünanla-
gen ist für 2036 geplant. Diese Idee

hätte bereits 2023 vors Volk kommen
sollen. Doch das Projekt des Schulvor-
stehers Filippo Leutenegger (FDP) und
des Hochbauvorstehers André Oder-
matt (SP) verzögerte sich – und wurde
um beinahe 80 Prozent teurer. Statt der
projektierten 210 Millionen kostet es
nun 373 Millionen Franken.

Bei einer gemeinsamen Medienkon-
ferenz vor zwei Jahren gaben sich Leu-
tenegger und Odermatt gelassen. Für die
Kostenexplosion machten sie vor allem

die Bauteuerung verantwortlich. Diese
betrug zwischen 2021 und 2023 insge-
samt 15 Prozent. Das schlägt mit 39 Mil-
lionen Franken zu Buche.Teurere Haus-
technik und andere Veränderungen
gegenüber dem ursprünglichen Projekt
kosten zusätzlich 33 Millionen Franken.
Ja, das Vorhaben sei teuer, tönte es da-
mals.Aber die hohe Qualität des Projek-
tes rechtfertige den Preis. Und schliess-
lich habe Zürich ja das Geld, befand
Stadtrat Odermatt.

Als Vorzüge des Projekts nennt der
Stadtrat eine Vergrösserung der sport-
lich nutzbaren Fläche um insgesamt

76 Prozent – und dies obwohl verhält-
nismässig wenig Fläche bebaut werde.
Zudem verfüge das Gebäude über
modernste Technik und eine 8800 Qua-
dratmeter grosse Photovoltaikanlage.
So sei ein energieeffizienter Betrieb
der Wärme- und Kälte-Anlagen mög-
lich. Südlich der Wallisellenstrasse ent-
stünden «naturnah gestaltete Frei-
zeit- und Erholungsflächen» mit «aus-
gedehntem» Baumbestand und hoher
Biodiversität.

Gemeinderat wenig begeistert

Trotz diesen Verheissungen fielen die
Reaktionen auf das Projekt durchzogen
aus. In der städtischen Politik wurde ab-
gewogen, ob hier Angebote realisiert
würden, die gar nicht gefragt seien. Sven
Sobernheim (GLP) zum Beispiel wun-
derte sich in der NZZ: «Warum ist es
eine Aufgabe der Stadt, eine subventio-
nierte Sauna zu betreiben?» Bei den zu-
sätzlichen Eisflächen und dem Freibad
setzte der Parlamentarier weitere Frage-
zeichen. Es bestehe die Gefahr, dass die
Stadt an den Bedürfnissen vorbeiplane.
Auch AL, FDP, Grüne und die SVP kri-
tisierten das Vorgehen der Stadträte.
Diese hätten das Parlament und die
Öffentlichkeit früher über die explodie-
renden Kosten informieren sollen, hiess

es. «Wir sagen Nein zum Preis und Nein
zum Vorgehen der Stadt», resümierte
Stefan Urech (SVP).

Gleichwohl waren die Grünen im
Parlament die Einzigen, die sich gegen
das Projekt stellten – allerdings nicht
aus Kostengründen. Sie störten sich
daran, dass die Tennisplätze und die
umstehenden Bäume südlich der Wal-
lisellenstrasse dem Projekt zum Opfer
fallen würden. Das Projekt sei nicht
nachhaltig. Für die Volksabstimmung

hat auch die SVP die Nein-Parole
ausgegeben.

Ähnliche Bedenken äussern auch
Anwohner. Der Jurist Hans Weissberg
zum Beispiel beschäftigt sich seit Jahren
eingehend mit dem Projekt. «Vor mei-
ner Haustür sollen 80 stattliche Bäume
gefällt und ein ganzes Biotop einge-
ebnet werden, damit eine Hitze-Insel
aus Kunstrasen entstehen kann. Das ist
doch irrsinnig», sagt er. Gemäss einer
Studie der ZHAW, die im Auftrag der
Stadt erstellt wurde, kann Kunstrasen

im Sommer weit über 80 Grad Celsius
heiss werden.

Gegen den Neubau auf der Nord-
seite habe er nichts einzuwenden, be-
tont Weissberg. Weshalb man aber
heute schon beschliessen wolle, in sie-
ben Jahren auch das Hallenbad, die
Natur und die Tennisplätze dem Erd-
boden gleichzumachen, das verstehe
er nicht. Besser wäre es seiner Ansicht
nach gewesen, den Neubau zu realisie-
ren und in der Zwischenzeit nach Alter-
nativen für die Südseite der Wallisellen-
strasse zu suchen. Bei Bedarf an wei-
teren Sportflächen hätte man das alte
Hallenbad zur Multifunktionshalle um-
nutzen können – und so die Natur und
die Tennisplätze erhalten. «Doch diese
Möglichkeit hat die Stadt noch nicht
einmal prüfen lassen.» Überhaupt
habe man seinen Anliegen und ande-
ren Stimmen aus dem Quartier kein
Gehör geschenkt.

Weissberg und andere Anwohner
hoffen bei der Abstimmung auf ein
Nein. Das würde die Stadt zwingen, den
unumstrittenen Neubau auf der Nord-
seite von dem – aus ihrer Sicht – proble-
matischen Vorhaben südlich der Walli-
sellenstrasse zu trennen.

Die Vorlage befürworten SP, FDP,
AL, GLP, Mitte und EVP, Grüne und
SVP lehnen sie ab.

Sportzentrum Oerlikon
Stadtzürcher Abstimmung
vom 28. September 2025

Die Pläne
gehören versenkt
Kommentar auf Seite 19

Das frühe Erlernen
einer Sprache
erleichtere
die Mobilität, heisst es
in der Neuenburger
Resolution.
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Francis Krähenbühl
Präsident
FDP Neuenburg

Elisabeth
Baume-Schneider
Bundesrätin
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Kantonsrat erkennt Palästina nicht als Staat an
Das Zürcher Parlament diskutiert über den Nahen Osten – die Bürgerlichen werfen den Linken Aktionismus und Symbolpolitik vor

ANDREA MARTI

Geht es in einem Schweizer Parla-
ment um Israel, den Gazastreifen oder
den Terroranschlag der Hamas vom
7. Oktober, dann handelt es sich meis-
tens um eine Debatte in Bundesbern.
Doch diesen Montag war es anders.
Der Zürcher Kantonsrat diskutierte,
ob der Kanton Zürich Palästina als
Staat anerkennen sollte.

Diese Forderung reichten zwei Pri-
vatpersonen mittels einer Einzelinitia-
tive im Kantonsrat ein. Sie verlangten,
dass der Kanton Zürich sich «für die
Anerkennung von Palästina als eige-
nem Staat» einsetzen solle. Sie schrei-
ben in ihrer Initiative, dass es neutra-
litätspolitisch kaum mehr vertretbar
sei, dass die Schweiz auf der Seite der-
jenigen stehe, die Palästina nicht aner-
kennen. In letzter Zeit teilten mehrere
westliche Staaten mit, Palästina aner-
kennen zu wollen, darunter Frankreich,
Spanien und Norwegen. In der Schweiz
wurden entsprechende Bestrebungen
im Parlament bisher abgelehnt.

Ein Zeichen gefordert

Im Zürcher Kantonsrat unterstütz-
ten nur die linken Parteien das Anlie-
gen – und selbst diese nicht geschlossen.
Zwar appellierte etwa AL-Kantonsrätin
Gianna Berger (Zürich) an die Ratsmit-
glieder: «Palästina existiert.Dass es nicht
anerkannt wird, ist beschämend. Zürich
darf sich nicht länger zurückhalten!»
Die Anerkennung, sagte Berger weiter,
sei «zu wenig, aber das Mindeste». Nur
so könne eine Grundlage geschaffen
werden, um gleichberechtigte Friedens-
gespräche zu führen. Und dies sei nötig,
um die «Apartheid und die Kriegsverbre-
chen,die nicht weniger schwer wiegen als
einVölkermord», zu beenden.Um das zu
sagen, sei zu diesem Zeitpunkt zweitran-
gig, ob die «genozidaleAbsicht juristisch
nachgewiesen werden könne». Es brau-
che, sagte Berger, ein Zeichen.

AuchMandyAbou Shoak (SP,Zürich)
setzte sich für die Initiative ein.EineAn-
erkennung Palästinas als Staat wäre auch
«eineAnerkennung derWürde des paläs-
tinensischen Volkes». Sie räumte zwar

ein, dass der Kanton nicht die richtige
Ebene für dieses Anliegen sei, argumen-
tierte aber, dass viele Menschen im Kan-
ton dieser Krieg sehr beschäftige. «Das
müssen wir ernst nehmen.»

Die bürgerlichen Ratsmitglieder
fokussierten sich vor allem auf einen
Punkt: Aussenpolitik ist nicht Sache
eines Kantonsparlaments. Susanne
Brunner (SVP, Zürich) sagte: «Wir müs-
sen keine künstlichen Debatten füh-
ren. Ausschliesslich der Bund ist für
Aussenpolitik zuständig.» Mario Senn
(FDP,Adliswil) sagte, dass er verstehen
könne, dass der Nahostkonflikt bewege.
«Aber wir können nicht beurteilen, ob
der Konflikt nur andauert,weil Palästina
nicht als Staat anerkannt wird.»

Priska Hänni-Mathis (Mitte,Regens-
dorf) sagte: «Friede braucht Verhand-
lung, nicht Symbolpolitik. Eine ein-
seitige Anerkennung Palästinas unter-
gräbt die Diplomatie.» Die Initiative
verfehle ihr Ziel – es brauche «Verant-
wortung, keinenAktionismus».

«Steuergelder für Terroristen»

Die Kritik, dass ein Kantonsparlament
die falsche Ebene ist, um einen Staat an-
zuerkennen, leuchtete sogar manchen auf
der linken Ratsseite ein.Von denGrünen
unterstützten nur sieben von neunzehn
Vertretern die Initiative, und zwischen
den Zeilen kam aus der Partei die gleiche
Kritik wie von den Bürgerlichen. Florian

Heer (Grüne, Winterthur) sagte: «Die
Grünen unterstützen dieVorlage – verein-
zelt.Wir setzen uns am passendenOrt ein,
nämlich national.»

Schliesslich sagte nur dieAL geschlos-
sen Ja dazu, die Initiative vorläufig zu
unterstützen und damit an den Regie-
rungsrat weiterzureichen. Bei der SP
fehlte eine unterstützende Stimme, alle
bürgerlichen Parteien und die GLP lehn-
ten geschlossen ab. Schliesslich stimmten
nur 47 Ratsmitglieder für das Anliegen,
notwendig gewesen wären 60. Christoph
Ziegler (GLP,Elgg) sagte lakonisch: «Wir
sollten hier keine weltpolitischen The-
men diskutieren. Sorry, falscheAdresse.»

Ein bisschen diskutierte der Kantons-
rat dann doch nochWeltpolitik.Eine wei-

tere Privatperson forderte in einer Ein-
zelinitiative, dass keine «Steuergelder
für Terroristen» ausgegeben werden sol-
len. Damit ist gemeint: Der Kanton soll
Richtlinien für Gemeinden erlassen, da-
mit diese keine Gelder an Organisatio-
nen spenden,die «denGrundrechten der
Schweiz zuwiderlaufen».Das schreibt der
Initiant. Anlass für die Initiative dürfte
der umstrittene Entscheid des Zürcher
Stadtparlaments sein, an das Palästi-
nenserhilfswerk der Vereinten Nationen
(UNRWA) 380 000 Franken zu spenden.

Gleich mehrere Mitglieder des Kan-
tonsrats fanden dazu klare Worte.
Susanne Brunner (SVP, Zürich) sagte:
«Das wird eine Lex Zürich – ein Gesetz
wegen eines Entscheids des Gemeinde-
rats und einer Spende, die denAnforde-
rungen nicht genügen würde.» Es sei be-
dauerlich, dass ein Gesetz überhaupt nö-
tig sei. Doch «wer das nicht unterstützt,
stellt sich gegen die Grundrechte».

Nicola Siegrist (SP, Zürich) fand
grosseWorte.Es sei das gute Recht einer
Gemeinde, eine Organisation zu unter-
stützen, die das Leiden der Zivilbevöl-
kerung zu lindern versuche. Der Vor-
wurf, die UNRWA sei eine terroristische
Organisation, sei widerlegt. «Wer diese
Kritik noch immer äussert, muss sich zu
Recht denVorwurf anhören, zum huma-
nitären Desaster in Gaza beizutragen.»

Etwas pragmatischer argumentierte
Priska Hänni-Mathis (Mitte, Regens-
dorf). Die Initiative sei schlicht nicht
praxistauglich. «Die Folgen wären mas-
siver Mehraufwand und eine poten-
zielle Einschränkung zivilgesellschaft-
licher Organisationen.» Eine Antwort
auf einen Einzelfall, wie er in der Stadt
Zürich vorgekommen sei, sei nicht not-
wendig. «Das wäre Überregulierung.»
Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach)
argumentierte auf demokratiepoliti-
scher Ebene. In Richtung bürgerliche
Ratsseite sagte er: «Ich bitte Sie, Ge-
meinderatsentscheide, egal aus welcher
Gemeinde, zu respektieren. Die Bevöl-
kerung hat diese Gremien gewählt.»

Doch die Bürgerlichen liessen sich
nicht umstimmen: 77 Ratsmitglieder
unterstützten die Initiative vorläufig,
als Nächstes wird sich der Regierungs-
rat damit befassen.

Eine Drohnenaufnahme zeigt die Zerstörung im nördlichen Gazastreifen. Nun war die Anerkennung Palästinas Thema im
Kantonsparlament. MOHAMMED SALEM / REUTERS

Beim Spital Wetzikon ist die Lage vertrackt
An einer hitzigen Gläubigerversammlung geraten Investoren und Spitalmitarbeiter aneinander

JAN HUDEC

Dem Spital Wetzikon stehen schick-
salshafte Monate bevor. Bald wird sich
entscheiden, ob das Spital im Zürcher
Oberland eine Zukunft hat oder seine
Türen schliessen muss.Abhängig ist das
vor allem von zwei Faktoren:Die Eigen-
tümergemeinden müssen Geld ins ange-
schlagene Spital einschiessen: Es geht
um insgesamt 50 Millionen. Die meis-
ten Gemeinden werden über ihren An-
teil Ende November entscheiden.

Die zweite Hürde sind die Gläubi-
ger: Sie müssen sich bereit erklären, auf
einenGrossteil ihrer Forderungen zu ver-
zichten. Sie sollen nur rund 30 Prozent
ihres Geldes zurückerhalten. Der Schul-
denschnitt wird sich voraussichtlich am
Ende auf 160 bis 180 Millionen Franken
belaufen. Vielen Gläubigern passt das
gar nicht, das wurde am Montag in einer
missgestimmten Gläubigerversammlung
deutlich, die im Stadthofsaal in Uster
abgehalten wurde. Hier trafen Spitalfüh-
rung, Mitarbeitende, Gemeindevertreter
und Gläubiger aufeinander.

Die verhängnisvolle Anleihe

Der Anfang der Krise des Spitals reicht
weit zurück. 2014 hatte das Spital am
Markt eine Anleihe über 170 Millionen
Franken aufgenommen. Geld, das es für
einen Neubau benötigte – der noch heute
nicht fertiggestellt ist.Eigentlich hätte das
Spital diese 170 Millionen im Juni letzten
Jahres denGläubigern zurückzahlenmüs-

sen. Doch es war dazu nicht in der Lage.
Weder fand es dazu das nötige Kapital am
Markt, noch war der Kanton bereit, das
in Not geratene Spital zu retten – selbst
wenn dies sein Ende bedeuten sollte.Der
Betrieb sei entbehrlich verkündete die
Zürcher Gesundheitsdirektorin Natalie
Rickli im Frühling vor einem Jahr.

Das Spital Wetzikon befindet sich
seit Ende April 2024 in Nachlassstun-
dung, und die Spitalführung kämpft ums
Überleben des Betriebs.Dank der Nach-
lassstundung sind vorläufig alle Forde-
rungen eingefroren, was bedeutet, dass
das Spital normal weiterarbeiten kann.
Ziel ist nun eine längerfristige Lösung,
und für die sind aus Sicht des Spitals die
Kapitalspritze der Gemeinden und der
Schuldenschnitt unabdingbar.

Ein Teil der Gläubiger hat dagegen
in den letzten Monaten immer wieder
lautstark aufbegehrt. Sie sind der Mei-
nung, dass sie einen viel zu hohen Preis
zahlen müssen. Besonders präsent war
eine kleine Gruppe aktivistischer Inves-
toren, die mit aufsehenerregenden For-
derungen an die Öffentlichkeit getreten
ist. Vor drei Monaten bot sie den Ge-
meinden an, ihnen das Spital für 5 Mil-
lionen Franken abzukaufen und selbst
zu betreiben. Die Gemeinden lehnten
das Angebot allerdings ab, es erscheine
ihnen nicht seriös.

Auch für die Gläubigerversammlung
vom Montag haben die Investoren eine
Forderung platziert: Die Sachwalter, die
das Verfahren in der Nachlassstundung
leiten, müssten sofort ersetzt werden.

Schon seit längeremwerfendieGläubiger
diesen Befangenheit vor, sie würden die
Interessen der Gläubiger zu wenig stark
gewichten. Gegen die Sachwalter gingen
sie bereits rechtlich vor – erfolglos.

Viel Misstrauen

Am Ende scheiterten sie auch an der
Gläubigerversammlung vom Montag
deutlich. Trotzdem war die hitzige Dis-
kussion im Saal aufschlussreich. Zum
einen wollten immerhin 164 Gläubiger
die Sachwalter absetzen, was verdeut-
licht, welches Misstrauen sie in den gan-
zen Prozess haben. Die Abstimmung
verloren sie vor allem, weil an der Ver-
sammlung so viele Mitarbeitende des
Spitals anwesend waren – denn diese
stimmten ganz im Sinne der Spitalfüh-
rung gegen die Abwahl der Sachwalter.

Wenn dann aber im Frühling über
den Schuldenschnitt entschieden wird,
dann zählt nicht nur die Zahl der ein-
zelnen Stimmen, sondern es braucht
für ein Ja die Unterstützung von Gläu-
bigern, die zusammen zwei Drittel der
ausstehenden Forderungen vertreten.
Mit anderen Worten: Jene Gläubiger
mit hohen offenen Forderungen wer-
den dann mehr Gewicht haben.

Zum anderen wurde amMontag auch
deutlich, wie giftig die Stimmung ist. Da
wirft Gregor Greber, einer der zentralen
Figuren der aktivistischen Investoren,der
Spitalführung vor, keinen richtigen Plan
zu haben.Die Gläubiger müssten die Ze-
che zahlen, und die Gemeinden mach-

ten am Ende einen guten Deal, wenn
die Schulden erst einmal getilgt seien.
Ihnen gehörten dann die ganzen Bau-
ten. Der Wetziker Stadtpräsident Pascal
Bassu kontert: Greber solle doch bitte
mit seinen Verschwörungstheorien auf-
hören, die Gemeinden hätten keine «hid-
den agenda», die Spitalgebäude irgend-
wie zu Geld zu machen.Er solle doch mit
seriösenVorschlägen auf ihn zukommen,
«dann können wir reden».

Ein Vertreter der Gläubiger stellt
danach in den Raum, die Spitalführung
habe dieMitarbeitenden beeinflusst, um
die anderen Gläubiger zu überstimmen.
Spitaldirektor Hansjörg Herren bestrei-
tet dies vehement: «Wir haben nieman-
den beeinflusst und den Mitarbeiten-
den klar gesagt, dass sie ihren Entscheid
eigenständig fällen müssen.»

Gegen Ende der fünfeinhalbstündi-
gen Versammlung brachte schliesslich
ein Gläubiger die Stimmung auf den
Punkt: «Es ist eine Katastrophe,wie man
gegeneinander arbeitet.» Wenn man
jetzt die Kurve nicht kriege, dann werde
es für das Spital im Konkurs enden.

Danach nahm der Abend doch noch
einen versöhnlichenAusgang: Es wurde
ein Gläubigerausschuss eingesetzt, der
den ganzen Prozess nun beaufsichtigen
soll. Darin vertreten sindAnleihengläu-
biger, Investoren und eine Mitarbeite-
rin. Im Idealfall verbessert das denAus-
tausch. Trotzdem ist klar, der grösste
Kampf steht dem Spital noch bevor: bei
der entscheidendenGläubigerversamm-
lung im nächsten Frühling.

«Limmatbeck»
schliesst
alle Filialen
55 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter betroffen

heu. · Die Bäckerei Limmatbeck
macht ihre sechs Filialen zu. Dies teilt
das Unternehmen auf seiner Website
mit. Gründe gibt es nicht bekannt. Der
«Limmatbeck» führte sechs Betriebe im
Zürcher Unterland und imAargau, zwei
davon in Embrach. Laut «Blick» sind
55Mitarbeiterinnen undMitarbeiter von
der Schliessung betroffen.

Die erste Filiale der Bäckerei nahm
2004 inSpreitenbachdenBetriebauf,2023
wurde der sechste Standort im Migros-
Shoppingcenter in Embrach eröffnet.

Wie der «Blick» berichtet, erhielt die
Belegschaft ein Schreiben vom «Lim-
matbeck»-Chef. Der Brief beginnt laut
dem Artikel mit den Worten: «Wie ihr
alle bemerkt habt, sind wir mit der
Firma nicht mehr wie gewohnt unter-
wegs.» Anschliessend bedankt sich
der Chef bei den Mitarbeitern. Wei-
ter schreibt er, der Betrieb werde per
7. September eingestellt.

Inden letzten JahrenmusstenvieleBe-
triebe in derRegion aufgeben:die Bäcke-
reiPetermitFilialen inOetwil amSee,Egg
undGossau,derBrändli-Beck inWädens-
wil,dasCaféBauer amAlbisriederplatz in
der Stadt Zürich und die Bäckerei Tan-
ner in Zürich Oerlikon. Meist gaben die
Betreiber als Grund die Konkurrenz der
Grossverteiler oder die ausbleibende
Kundschaft wegen der Zunahme von
Home-Office nach der Pandemie an.


